
von über 100.000,00 EUR verfügt. Er ist leistungsfähig
(Prozesskostenvorschuss).

– Kinderlose Mandanten mit Einkommen von 2.000,00 EUR
netto und mehr fragen ungeniert nach ratenfreier PKH.

– Vermögenserlöse, die aus der Auseinandersetzung eines im
Miteigentum stehenden Einfamilienhauses resultieren,
werden sofort für angebliche Schulden bei Verwandten
oder für die Neuanschaffung einer Eigentumswohnung
eingesetzt. Der Betreffende ist dann baff erstaunt, dass die
Staatskasse die PKH und die Differenzgebühren wegen
§ 120 Abs. 4 ZPO nachzufordern wagt.

– Mehrfach werden Besprechungstermine bei ratenfrei er-
langter PKH verschoben. Die verarmte Prozesspartei muss
in Urlaub fahren.

– Anlässlich der Verteilung von Hausrat dämmert dem Rich-
ter beim Streit um das dritte Fernsehgerät und den zweiten
Videorecorder, welche zu verteilen sind, dass die Bewil-
ligung ratenfreier PKH vielleicht doch ein Fehler war,
zumal beide Parteien sich auch noch heftigst um die Auto-
mobile, die sie unterhalten können, zanken.

Die Beispiele ließen sich beliebig fortsetzen. Sie zeugen von einer
Selbstbedienungsmentalität, die in den letzten Jahren im Rahmen

der Beratungs- und Prozesskostenhilfe überhandgenommen hat.
Es ist daher nur zu begrüßen, dass die entsprechenden Betei-
ligungsbeiträge der Antragstellenden erhöht und zudem nicht
mehr zeitlich begrenzt werden. Ohnehin hat der Unterzeichner
nie verstanden, weswegen aus anwaltlicher Sicht so sehr darauf
gedrängt wurde, ratenfreie PKH zu erlangen. Gerade hierdurch
wurde die Möglichkeit genommen, die Differenzgebühren im
Zuge der Ratenzahlungen zu erlangen. In umfangreichen Famili-
ensachen, insbesondere mit Folgesachen, sind die PKH-Gebühren
bei oft großem Streit und ebenso großem Aufwand nicht kosten-
deckend. Weswegen soll für eine ordnungsgemäß erbrachte
Dienstleistung nicht ein angemessenes Honorar gezahlt werden?
Auch in anderen Bereichen (z.B. Bafög-Rückzahlung, WFA-Mit-
tel etc.) erhält der Betreffende doch auch nicht kostenlos eine
staatliche Leistung. Ihm wird nur in angemessener Form ermög-
licht, diese Leistung ratenweise und zudem zinslos zurückzuzah-
len. Ferner ist der Fortfall der zeitlichen Begrenzung zu begrüßen.
Ohnehin war nie recht einsichtig, weswegen die entsprechende
Ratenzahlung nun gerade auf 48 Monate begrenzt werden sollte.
Kurzum: Aus Anwaltssicht ist eine derartige Änderung der
PKH-Regeln zu begrüßen. Dieses Gesetz braucht die Anwalt-
schaft bald. Es ist schade, dass das Thema so zerredet wurde.

Personalien

Die Minister/innen der L�nder

Baden-Württemberg
Professor Dr. Ullrich Goll, geb. 2.5.1950
Justizministerium Baden-Württemberg
Schillerplatz 4, 70173 Stuttgart
Tel.: 07 11/27 90, Fax: 0711/2792264
http://www.justizministerium-bw.de

Freistaat Bayern
Dr. Beate Merk, geb. 1.8.1957
Bayerisches Staatsministerium der Justiz
Prielmeierstr. 7, 80097 München
Tel.: 0 89/ 559701, Fax: 0 89/ 55972322
http://www.justiz.bayern.de

Berlin
Gisela von der Aue, geb. 10.7.1949
eingeführt 23.11.2006, vorher Präsidentin des Landesrech-
nungshofs, zzt. Präsidentin der Justizministerkonferenz
Senatsverwaltung für Justiz
Salzburger Str. 21, 10825 Berlin Schöneberg

Tel.: 0 30/9013-0, Fax: 0 30/90 13-20 00
http://www.berlin.de/senjust

Brandenburg
Beate Blechinger, geb. am 22.5.1947
Ministerium der Justiz
Heinrich-Mann-Allee 107, 14460 Potsdam
Tel: 0331/8 66-0, Fax: 0331/8 66-30 80

Freie Hansestadt Bremen
Senator und Bürgermeister
Jens Böhrnsen, geb. am 12.6.1949
Senator für Justiz undd Verfassung
Richtweg 16–22, 28195 Bremen
Tel.: 04 21/3 61-24 58, Fax: 0421/3 61-25 84

Freie und Hansestadt Hamburg
Carsten-Ludwig Lüdemann, geb. 24.11.1964
Justizbehörde
Drehbahn 36, 20354 Hamburg
Tel.: 0 40/4 2843-0, Fax: 0 40/4 2843-42 90
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Hessen
Jürgen Banzer, geb. 17.4.1955
Hessisches Ministerium der Justiz
Luisenstr. 13, 65185 Wiesbaden
Tel.: 0611/32-0, Fax: 0611/32-27 63

Mecklenburg-Vorpommern
Erwin Sellering, geb 18.10.1949
Justizministerium
Demmlerplatz 14, 19053 Schwerin
Tel.: 03 85/5 88-0, Fax: 0385/5 88-34 51/-3

Niedersachsen
Elisabeth Heister-Neumann, geb. 17.6.1955
Justizministerium
Am Waterlooplatz 1, 30169 Hannover
Tel.: 05 11/1 20-0, Fax: 0511/1 20-51 70

Nordrhein-Westfalen
Roswitha Müller-Piepenkötter, geb. 3.4.1950
Justizministerium
Martin-Luther-Platz 40, 40212 Düsseldorf
Tel.: 02 11/87 92-0, Fax: 0211/87 92-4 56
http://www.justiz.nrw.de

Rheinland-Pfalz
Dr. Heinz-Georg Bamberger, geb. 28.1.1947
Ministerium der Justiz
Ernst-Ludwig-Str. 3, 55116 Mainz
Tel.: 0 6131/16-0, Fax: 0 6131/16-48 87

Saarland
Josef Hecken, geb. 2.8.1959
Ministerium für Justiz, Gesundheit und Soziales
Franz-Josef-Röder-Str. 23, 66119 Saarbrücken
Tel.: 06 81/5 01-00, Fax: 0681/5 01-58 55 u. 5 01-5897

Freistaat Sachsen
Geert Wilhelm Mackenroth, geb. 1.2.1950
Sächsisches Staatsministerium der Justiz
Hospitalstr. 7, 01097 Dresden
Tel.: 03 51/5 64-0, Fax: 0351/5 64-15 99

Sachsen-Anhalt
Prof. Dr. Angela Kolb, geb. 22.10.1963
Ministerium der Justiz
Domplatz 2–4, 39104 Magdeburg
Tel.: 03 91/5 67-01, Fax: 0391/5 67-61 80
http://mj.sachsen-anhalt.de

Schleswig-Holstein
Uwe Döring, geb. 27.6.1946
Ministerium für Justiz, Arbeit und Europa
Lorentzendamm 35, 24103 Kiel
Tel.: 04 31/9 88-0, Fax: 0431/9 88-38 70
http://www.mjae.schleswig-holstein.de

Freistaat Thüringen
Harald Schliemann, geb. 21.5.1944
Thüringer Justizministerium
Werner-Seelenbinder-Str. 5, 99096 Erfurt
Tel.: 03 61/37 95-0 00, Fax: 0361/37 95-8 88

Neue Regionalbeauftragte OLG-Bezirk Berlin

Karin Susanne Delerue

1966 in Bayern geboren, blieb ich
nach der Schulzeit in Baden-Würt-
temberg auch während meines Stu-
diums und Referendariats in Re-
gensburg Süddeutschland treu.
Ende der 90er Jahre wagte ich den

Sprung nach Berlin und habe diesen Schritt nie bereut. Seither
bin ich nicht nur mit Begeisterung Anwältin, sondern auch
leidenschaftliche „Wahlberlinerin“.
1997 in Berlin zugelassen, wurde ich 2001 Fachanwältin für
Familienrecht, seit 2005 bin ich Mitglied im Fachausschuss für
Familienrecht der Rechtsanwaltskammer. Zusätzlich schloss
ich im vergangenen Jahr meine Ausbildung zur Mediatorin
(BIM) ab.

Meine Zweisprachigkeit kann ich dabei gerade in Berlin zur
Wahrnehmung der Interessen meiner Mandanten gut einset-
zen, die entweder als Frankophone meine Hilfe in Deutsch-
land benötigen oder für Deutsche, deren Fragen im franzö-
sischsprachigen Raum zu klären sind.
Von Zeit zu Zeit veröffentliche ich Verbraucherratgeber. Nach
dem Prinzip „Kooperation und Kompetenz“ schließe ich mich
dazu gerne mit Kolleginnen oder Kollegen, deren Schwerpunkt
auf anderen Rechtsgebieten liegt, zusammen. Dies entspricht auch
der Struktur, die ich für den Berufs- und Büroalltag gewählt habe:
In Charlottenburg bin ich gemeinsam mit drei weiteren Fach-
anwälten aus anderen Fachgebieten in Bürogemeinschaft tätig.

Rechtsanwältin Karin Susanne Delerue
Konstanzer Str. 57, 10707 Berlin
Tel.: 030/88 67 47-0, Fax: 030/ 88 55 07-90
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